
 

  

S 10 KR 277/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Enterale Ernährung, Sondennahrung,

Arzneimittel-Richtlinien Kapitel E,
Kostenerstattung
GG Art. 19, Abs. 4; SGG § 86 b Abs. 2;
AMR Kapitel E

Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 KR 277/05
Datum 24.11.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 B 1199/05 KR ER
Datum 09.12.2005

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig aber unbegrÃ¼ndet.

Der Senat nimmt zur BegrÃ¼ndung Bezug auf die angefochtene Entscheidung des
Sozialgerichts (SG), der er sich nach eigener Ã�berprÃ¼fung und
Ã�berzeugungsbildung anschlieÃ�t (Â§ 142 Abs. 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz
[SGG]).

Im Beschwerdeverfahren haben sich keine Gesichtspunkte gezeigt, die zu einer
anderen Beurteilung Anlass geben kÃ¶nnten.
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Zu Recht hat das Sozialgericht Berlin den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung zurÃ¼ckgewiesen, denn die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer
derartigen einstweiligen Anordnung liegen nicht vor.

GemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 S. 2 SGG kÃ¶nnen einstweilige Anordnungen zur Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis ergehen,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint.
Dies setzt voraus, dass sowohl ein Anordnungsanspruch â�� das heiÃ�t der
materiell-rechtliche Regelungsanspruch â�� als auch ein Anordnungsgrund
glaubhaft gemacht sind. Jedenfalls an letzterem fehlt es im vorliegenden Fall, so
dass die Frage nach einem Anordnungsanspruch hier nicht geklÃ¤rt werden muss.
Die Tatsache, dass mit einer Entscheidung im vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzverfahren
die Hauptsache vorweggenommen wÃ¼rde, schlieÃ�t den Erlass "einstweiliger"
Anordnungen zwar nicht schlechterdings aus, weil dies gegen das in Art. 19 Abs. 4
S. 1 Grundgesetz postulierte Gebot effektiven Rechtsschutzes verstieÃ�e.
"VorlÃ¤ufiger" Rechtschutz muss jedoch auch im Lichte von Art. 19 Abs. 4 S. 1
Grundgesetz nur dann gewÃ¤hrt werden, wenn dem betroffenen Antragsteller das
Abwarten der Hauptsacheentscheidung nicht zugemutet werden kann. Eine solche
Situation ist hier nicht glaubhaft gemacht.

Die Versorgung der Antragstellerin mit der von ihr gewÃ¼nschten Sondennahrung
PerativeÂ® ist aktuell gewÃ¤hrleistet, selbst wenn der Vorrat tatsÃ¤chlich bereits
am 15. Dezember 2005 erschÃ¶pft wÃ¤re. Das Sozialgericht hat zutreffend auf die
Ã¤rztliche Verordnung vom 17. November 2005 hingewiesen. Wie die
Antragstellerin durch ihren BevollmÃ¤chtigten im Schriftsatz vom 7. Dezember
mitgeteilt hat, hat sie das (kassenÃ¤rztliche) Rezept am 23. November erhalten und
kÃ¶nnte es, falls dies noch nicht geschehen ist, grundsÃ¤tzlich ohne Kosten
einlÃ¶sen. Jedenfalls besteht zur Zeit kein dringender Handlungsbedarf fÃ¼r eine
einstweilige Regelung. Das Verfahren ist deshalb entscheidungsreif, ein Abwarten
bis zum 15. Dezember wÃ¤re nicht sinnvoll.

Bedarf fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige Regelung kÃ¶nnte erstmals neu entstehen, falls die
Antragsgegnerin Ã¼ber den in der Hauptsache anhÃ¤ngigen Widerspruch nicht
rechtzeitig entschiede. Sollte dann bei bestehender Dringlichkeit die Frage der
Erstattungspflicht nicht so rasch wie erforderlich vom Sozialgericht klÃ¤rbar sein,
kann das Gebot effektiven Rechtsschutzes eine Entscheidung alleine aufgrund einer
FolgenabwÃ¤gung gebieten (vgl. z.B. BVerfG, Beschluss vom 22. November 2002,
â�� 1 BvR 1586/02 -).

Nur ergÃ¤nzend wird darauf hingewiesen, dass aus Sicht des Senates eine
einvernehmliche vorlÃ¤ufige Regelung sinnvoll wÃ¤re, nach der sich die
Antragsgegnerin verpflichtet, auf ein Privatrezept hin der Antragsstellerin fÃ¼r den
Zeitraum bis ca. 31. Januar 2006 die Kosten in der HÃ¶he zu erstatten, welche sie
fÃ¼r ein verordnungsfÃ¤higes Ersatzprodukt aufwenden mÃ¼sste. Auf die
Aufstellung mÃ¶glicher Sondennahrungen im Schriftsatz der Antragsgegnerin vom
8. Dezember 2005 wird hingewiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Es sind danach Kosten nicht zu
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erstatten.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde zum Bundessozialgericht anfechtbar
(Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 21.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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